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1.) Ausgangspunkt und Anliegen des Workshops 

Flucht- und Migrationsphänomene bewegen die Stadt und die Universität. Für Bildungs-

aktivitäten und kommunale Maßnahmen sind sie von zentraler Bedeutung. Die Erzie-

hungswissenschaft an der BUW sieht sich hier in einer besonderen Verantwortung, die sie 

mit anderen Fachgebieten und mit Engagierten in der Stadt teilt. Nach Schätzungen des 

UNHCR sind weltweit über 65,3 Millionen Menschen auf der Flucht. Nach Europa schaffen es 

nur geschätzte 14% dieser Fliehenden, über 86% sind im globalen Süden unterwegs und be-

finden sich überwiegend in Regionen, die selbst bereits unter materieller Not und unzurei-

chender Infrastruktur leiden.1 Die Auseinandersetzung mit der ungleichen Verteilung von 

Eigentum, Vermögen und infrastruktureller Versorgung sowie mit globalen Herrschaftskrisen 

und politischen Konfliktlagen, ist wesentlich für eine globale Bewusstseinsbildung. Deshalb 

reicht der Impuls, der von Flucht- und Migrationsbewegungen ausgeht, über Integ-

rationsmaßnahmen und „Willkommenskulturen“ hinaus und erfordert Veränderungen der 

Institutionen und ihrer Zugangsbedingungen. 

Die neueren fluchtbedingten Einwanderungen vollziehen sich in Deutschland in einer verspä-

teten Migrationsgesellschaft. Bis 

in die 2000er Jahre wurde die 

Tatsache der Einwanderung von 

offizieller politischer Seite nicht 

anerkannt. Demgegenüber ha-

ben viele Städte diese Tatsache 

längst in ihr Selbstbild einbezo-

gen. Doch die rechtliche Situati-

on ist darauf nicht eingestellt. 

Das Nadelöhr des politischen 

Asyls ist zu eng und geht an den Ausgangsbedingungen und Bedürfnissen vieler Einreisewilli-

ger aus den Nicht-EU-Ländern vorbei. Ein Anhörer beim Bundesamt für Migration und 

Flüchtlinge beschreibt es so: „Unser Asylrecht ist ein hervorragendes Recht. Zugleich ist es 

ein schlechtes Recht, weil es häufig nicht auf die Situation passt, in der es angewendet wird. 

Der Antragsteller und ich sitzen uns gegenüber und sehen uns in die Augen. Wir ahnen, dass 

                                                           
1 https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/zahlen-fakten.html (12.05.2017) 

https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/zahlen-fakten.html
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wir gleich aneinander vorbeireden werden, weil es eigentlich nicht darum geht, dass der 

Antragsteller Asyl oder Schutz vor Verfolgung, sondern ein besseres Leben sucht… Wir reden 

aneinander vorbei, weil es kein differenziertes Zuwanderungsgesetz gibt“… für alle, die 

kommen, „um in einem Rechtsstaat zu leben“ (taz 14.06.2017, S. 7). 

In Wuppertal wird der Anteil an Personen mit Migrationsgeschichte auf etwa ein Drittel ge-

schätzt. Dabei zeichnet die Stadt Wuppertal aus, dass sie diese Tatsache in ihr Selbstbild ein-

baut und die Gesamtsituation der Stadt weder dramatisiert noch harmonisiert. Aktuell leben 

über 8.000 Flüchtlinge in Wuppertal, etwa die Hälfte davon kommt aus Syrien. Dazu kom-

men 300 geflüchtete Minderjährige ohne Angehörige in Deutschland.2 In diesen Zahlen spie-

geln sich Bewegungen des Ankommens, Bleibens und der Suche nach Perspektiven. Die Ar-

beit an der Universität und in der städtischen Öffentlichkeit und Verwaltung sind von diesen 

Entwicklungen in besonderem Maße tangiert.  Es geht um die Frage der Verantwortung der 

staatlichen Institutionen, zivilgesellschaftlichen Organisationen und Strukturen sowie jeder 

einzelnen Person. Das existenzielle Bedürfnis nach angemessenen Lebens- und Arbeitsbe-

dingungen, aber auch für die vielfache wechselseitige, praktische Angewiesenheit der Welt-

bevölkerung aufeinander gilt es anzuerkennen, um daraus Konsequenzen für eine humane 

Politik zu ziehen. Es geht dabei jedoch weniger um die Frage, ob wir uns überhaupt verant-

wortlich zeigen wollen oder nicht, sondern darum, dass wir dies bereits sind, weil die unglei-

chen Lebensbedingungen, von denen wir in Europa profitieren, wesentlicher Teil der Ursa-

chen von Fluchtbewegungen sind. Dies verbindet Geflüchtete und etablierte Bewoh-

ner_innen der relativ privilegierten europäischen Zielorte.  

Verantwortung wird von vielen Seiten beansprucht und benutzt, oft auch, um eine Verant-

wortung abzuwehren und sie auf andere zu verlagern. Es empfiehlt sich also, vorsichtig da-

mit umzugehen. Angesichts einer weltpolitischen Situation, die über 65 Mio. Personen in die 

Flucht treibt, verstehen wir Verantwortung nicht als eine Option, für die wir uns entscheiden 

können, sondern als Konsequenz aus den globalen Verhältnissen, an denen wir beteiligt sind 

und von denen wir in ungleicher Weise betroffen und getroffen sind. Verantwortlich zu sein, 

das bedeutet, aufgrund struktureller Abhängigkeit und Mittäterschaft, an den bestehenden 

Weltverhältnissen beteiligt zu sein. Dabei ergibt sich die Mittäterschaft in den privilegierte-

ren Zonen der Welt aus dem, was die Politikwissenschaftler Ulrich Brand und Markus Wissen 

                                                           
2 http://www.wz.de/lokales/wuppertal/8300-fluechtlinge-leben-in-wuppertal-1.2238011 (WZ vom 25.07.2016) 

http://www.wz.de/lokales/wuppertal/8300-fluechtlinge-leben-in-wuppertal-1.2238011
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eine „imperiale Lebensweise“3 nennen. Nicht zuletzt darum sehen sich viele an der Universi-

tät und in der städtischen Öffentlichkeit in der Verantwortung für den gesellschaftlichen 

Umgang mit Flucht und Migration und engagieren sich durch politische Einmischung, die 

Anregung von Debatten und die Themensetzung in Lehrveranstaltungen und Forschungs-

projekten. Für die Lehrenden der Erziehungswissenschaft an der BUW besteht eine besonde-

re strukturelle Responsibilität des eigenen Fachgebiets angesichts der weltweiten Fluchtbe-

wegungen. In einem institutionellen Zusammenhang bedeutet Verantwortlichkeit, zuständig 

zu sein für die Folgen von Flucht, Migration und Rassismus. Dieser misstönende Dreiklang 

beschreibt Anlässe des Workshops, den das Institut für Erziehungswissenschaft am 21. Juni 

an der BUW veranstaltet hat. Das Problem, das sich mit der Situation von Flucht und Migra-

tion stellt, sind nicht Migrant_innen und Geflüchtete, sondern Migrationsfeindlichkeit und 

Abwehr gegen diejenigen, die aufgrund von Ausgrenzung, Vertreibung, Krieg und Ungleich-

heit ein besseres Leben suchen und überleben wollen. Aus diesem Grund bestand das zent-

rale Anliegen des Workshops darin, Wissenschaft und städtische Öffentlichkeit in einen Dia-

log darüber zu bringen, wie eine humane und solidarische Praxis verwirklicht werden kann.  

Im ersten Teil des Workshops setzten sich Prof. Dr. María do Mar Castro Varela (Alice-Salo-

mon Hochschule, Berlin) und Dr. Alisha Heinemann (Universität Bielefeld) vor dem Hinter-

grund ihrer Forschung und Erfahrungen in akademischer Lehre mit dem Zusammenhang von 

Flucht und Verantwortung auseinander. Im Zentrum des zweiten Teils des Workshops stand 

die Podiumsdiskussion mit verschiedenen Akteur*innen aus der universitären und städti-

schen Praxis. Im Rahmenprogramm stellten Studierende des Seminars „Volk und Nation als 

Bezugspunkte pädagogischen Denkens“ des kombinatorischen Bachelors Erziehungs-

wissenschaft Forschungsergebnisse u.a. zu Fragen der Zusammenhänge von Heimat zwi-

schen Ortlosigkeit und Zugehörigkeit, von Flucht, Nationalismus und Populismus sowie der 

kultur- und begriffsgeschichtlichen Bedeutung von Nation und Volk in Form von Forschungs-

postern vor (s. Anhang). 

2.) Lehre und Forschung angesichts von Flucht, Migration und Rassismus 

Mit den Anforderungen an Lehre und Forschung angesichts von Flucht, Migration und Ras-

sismus setzten sich die zwei Gastvorträge im ersten Teil des Workshops auseinander. 

                                                           
3 Ulrich Brand/Markus Wissen (2017): Imperiale Lebensweise. Zur Ausbeutung von Mensch und Natur in Zeiten 
des globalen Kapitalismus. München: oekom Verlag. 
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María do Mar Castro Varela (Berlin) fragte ausgehend von einer postkolonialen Perspektive, 

in der sie die Gewaltdimensionen in der Durchsetzung von Erkenntnis, Wahrheit und Wissen 

reflektierte, nach dem Paradox des Verlernens. Welche Wissensformen und Erkenntnisbei-

träge werden privilegiert, welche werden ausgeblendet? Sie regte dazu an, in Lehre und For-

schung deutlicher und häufiger Autor_innen aus dem globalen Süden aufzugreifen und Wis-

sen aus verschiedenen Teilen der Welt zu repräsentieren. In der aktuellen Einwanderungssi-

tuation forderte sie zudem, sich auf intellektuelle Geflüchtete zu beziehen und das Bild von 

den neuen Eingewanderten facettenreicher werden zu lassen. Die eigene Fachdisziplin gelte 

es zu befragen, wo sie zu einer asymmetrischen Ignoranz beitrage, die europäisches und 

weißes Wissen unmarkiert dominant macht und dabei das Wissen von Minderheiten und aus 

dem globalen Süden abwertet. Wie kann eine Dekolonisierung des Geistes angestoßen wer-

den? Einen weiteren wichtigen Punkt des Vortrags bildete der Impuls, über die 

Gewaltförmigkeit der Sprache nachzudenken und sich zu fragen, wie sich diese im Diskurs 

um Flucht manifestiert. Wie wird das Fremde zum Fremden gemacht? Die Konstruktion von 

Fremdheit stehe in Zusammenhang mit der in Gesell-

schaft und Wissenschaft vorherrschenden Strategie der 

Problematisierung von Störungen und dem Wunsch, 

diese unter Kontrolle zu bringen. Kritisch zeigte sich 

Castro Varela insofern gegenüber positiven Selbstbil-

dern in den Bildungsinstitutionen, die Diversität, Inter-

nationalität und Gleichberechtigung propagieren, ohne 

Antidiskriminierungsmaßnahmen umzusetzen. Viele 

Bemühungen seien nicht zeitgemäß und somit unge-

eignet, eine Veränderung zu bewirken. So beispielswei-

se non-performative Antidiskriminierungsansätze, de-

ren Scheitern häufig damit zusammenhänge, dass sie 

von Anfang an nur für eine bestimmte Gruppe entworfen wurden. Sie sieht postkoloniale 

Interventionen als einen Gegenentwurf zu diesen, weil sie eine kritische Perspektive auf ver-

schiedene Formen epistemischer Gewalt (Was gilt als Wahrheit und relevantes Wissen?), 

othering (Edward Said), supplementierende Bildung (Gayatry Spivak) und die Geisteswissen-

schaften forcieren und Theorie und Praxis mit neuen Denkanstößen und Betrachtungsweisen 

herausfordern. Entscheidend sei die Transformation des Wissens, die Castro Varela bereits 
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zu Beginn ihres Vortrags angesprochen hat. Der Leitidee „Erinnern und Verlernen“ folgend, 

bestehe das Ziel darin, Evidenzen zu zerstören (Paul Gilroy). Verlernen sei jedoch nicht 

gleichzusetzen mit Vergessen, vielmehr bedeute es, die hegemoniale Wissensproduktion zu 

hinterfragen und den Dualismus von Tradition und Moderne zu überwinden. Letztlich gebe 

es keine „bildungsfernen Schichten“, sondern nur von Bildung fern gehaltene Menschen. 

Mit der Macht der Wissenschaftssprache an der Hochschule setzte sich Alisha Heinemann 

auseinander. Sie reflektierte die ungleichen sprachlichen Ausgangsbedingungen angesichts 

von Mehrsprachigkeit und der Vielfalt sprachlicher Sozialisation von Studierenden. Ihre Aus-

führungen sind getragen von der These, dass universitärer Wissenserwerb von sozialer Her-

kunft und Sprachbeherrschung abhängig sei und infolge Studierbarkeit insbesondere durch 

sprachliche Barrieren beeinträchtigt werde. Hier 

spielen neben dem Sprachniveau und Rassismus 

vor allem die hohen Anforderungen der Wissen-

schaftssprache eine Rolle, mit denen nicht zuletzt 

auch „Muttersprachler*innen“ zu hadern haben. 

Innerhalb der Universität wird die Beherrschung 

der deutschen Sprache in der Regel als Bedin-

gung für die Teilnahme an einer Lehrveranstal-

tung angesehen. Linguizismus bezeichnet eine 

spezifische Form von Rassismus, in der sich Vor-

urteile, Geringschätzung oder eine nicht sachlich 

begründete Ablehnung gegenüber Sprachen und 

ihren Sprechern manifestiert, die sich häufig ge-

gen Minderheitssprachen richten. Linguizistische 

Ablehnungen seien aber auch bei Mehrheitssprachen, Dialekten, Soziolekten oder 

Ethnolekten zu finden. Ausgehend von dem analytischen Konzept des Linguizismus (Ìnci 

Dirim) als einer auf Sprachen bezogenen Form des Rassismus skizzierte Heinemann die Situa-

tion an den monolingual dominierten Universitäten in Deutschland und Österreich und for-

derte die Stärkung systematischer Vermittlung der für den Bildungserfolg erforderlichen 

Sprachen und Ausdrucksformen ein. Für Lehrende sei also, neben der Vermittlung der Fach-

kenntnisse, die Förderung der Sprachkompetenzen ein wichtiger Aufgabenbereich. Heine-

mann stellte Ansätze einer rassismuskritischen Mehrsprachigkeitsdidaktik vor, die vielschich-
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tige Ungleichheitsbedingungen reflektiert und zum Ziel hat, allen den Zugang zur Bildungs-

sprache zu ermöglichen. Diese Ansätze sind geeignet, im Geflecht von Alltagssprache, Bil-

dungssprache und Wissenschaftssprache Diskriminierungen abzubauen. Heinemann schloss 

ihren Vortrag mit der Aufforderung, dies in der wissenschaftlichen Arbeit zu beachten und 

forderte weiter dazu auf, andere Sprachen als Bereicherung, anstatt als Belastung und Kom-

plikation anzusehen. 

Die Folien beider Vorträge können auf Anfrage bei Astrid Messerschmidt zugesendet wer-

den. messerschmidt@uni-wuppertal.de  

3.) Podiumsdiskussion mit Akteur*innen aus der universitären und städtischen Praxis: 
Verantwortung für den Umgang mit Migration und Flucht in der Stadt und an der Uni-
versität 

Die Podiumsdiskussion am Nachmittag, die von Carsten Bünger moderiert wurde , drehte 

sich um folgende Fragen: 

Wie übernehme ich selbst Verantwortung für Flucht und Migration in meiner Funk-
tion?  

Was wünsche ich mir diesbezüglich von Universität und Stadt? 

 Wie sehe ich meine Institution in Verhältnissen der Migrationsgesellschaft? 

 

 

mailto:messerschmidt@uni-wuppertal.de
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„Wir können nicht so bleiben, wie wir sind“. Diese Aussage von 

Suzan Öcal, Bildungsreferentin im Ressort Zuwanderung der 

Stadt Wuppertal machte darauf aufmerksam, dass es um mehr 

geht, als um eine Integration der Neuzugewanderten in die 

bestehenden Strukturen. Auch die Institutionen selbst müssen 

sich verändern, um angemessen auf ihre Zielgruppen eingehen 

zu können. Dazu gehört es, denen zuzuhören, für die Angebote 

gemacht werden sollen. 

 

  

Ibrahim Al Shiach Ali und Ahmad Ali Ahmadi, zwei Studierende im Gasthörerprogramm 

InTouch an der BUW betonten, dass sie mehr alltäglichen Austausch erwarten, um sich in 

der Alltagskommunikation zu üben, was Sprachkurse 

allein nicht leisten können. Besonders heben sie das 

Programm „Welcome to Wuppertal“ hervor, das ge-

flüchtete Menschen unterstütze, weisen aber auch 

darauf hin, dass diese Möglichkeiten nicht allen 

Flüchtlingen offenstehen. Sie üben auch Kritik an der 

deutschen Bürokratie sowie an der Tatsache, dass 

viele geflüchtete Menschen noch immer auf Anhörun-

gen im BAMF, auf die Möglichkeit, einen Deutsch-

sprachkurs besuchen zu können, oder auch schon seit 

Jahren auf den Nachzug ihrer Familien warten müs-

sen, die noch immer in verschiedenen Ländern in 

Flüchtlingscamps ausharren.  

Dies führt zu einer erheblichen Belastung der geflüchteten  Menschen, sodass es nach einer 

eventuellen Anerkennung und einer eigenen Wohnung noch lange nicht zum gewünschten 

Angekommen-Sein, führt, erklärte Helge Lindh, der in seiner Funktion als Vorsitzender des 

Integrationsrats Wuppertal, in engem Kontakt mit Geflüchteten steht. Helge Lindh beschrieb 

die rechtliche Situation vieler, die nur subsidiären Schutz genießen und von ihren Familien 

getrennt leben müssen. Die Sorge um die Angehörigen belastet den Alltag am neuen Ort und 
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erschwert das Ankommen. Zugleich machte er deutlich, dass es in Wuppertal gelungen sei, 

die meisten Geflüchteten in Wohnungen unterzubringen und damit ein Mindestmaß an Pri-

vatsphäre zu gewährleisten. Er problematisierte aber auch das „Helfer-Flüchtling-Prinzip“ 

und die darin enthaltene Gefahr eines bevormundenden Paternalismus. Es müsse mehr Platz 

für Artikulationen von Bedürfnissen, Vorstellungen und Bedarf für Geflüchtete geschaffen 

werden. Hier sei vor allem der Gesamtblick zentral: „Was ist zusammen möglich? Wir lernen 

gemeinsam, wir haben eine gemeinsame Aufgabe.“  

Mohamed Abodahab, vom Verein Islam und Frieden sowie Vorstandsmitglied der Wupperta-

ler Initiative für Demokratie und Toleranz, hob hervor, dass ein großer Teil der Wuppertaler 

Muslime sich ehrenamtlich für Geflüchtete engagiere. Für viele geflüchtete Personen sei die 

Moschee zunächst die wichtigste Anlaufstelle, sodass die hohe Zahl im Jahr 2015 bei vielen 

mitunter zu Überforderung führte und infolge auch Fehler passiert seien. Generell kritisiert 

er, dass dieses Engagement bisher in der Öffentlichkeit kaum gewürdigt werde, weil die 

Sichtweisen auf Muslime von den Themen Islamismus und Terror dominiert seien. Abodahab 

lobte das ehrenamtliche Engagement, stellte jedoch klar heraus, dass dieses seine Grenzen 

habe und schlägt deshalb ganz konkret die Gründung eines muslimischen Wohlfahrtsver-

bandes vor, ähnlich der Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland. Mit einem solchen 

Schritt gehe auch eine Anerkennung der muslimischen Minderheit als Deutsche einher – ein 

Prozess, der für die positive Entwicklung des Landes als Migrationsgesellschaft wesentlich 

ist.  

 

Thomas Roeber, Vertreter der Fachschaft Erziehungswissenschaft an 

der BUW, adressierte in seinen Ausführungen in erster Linie die Stu-

dierendenschaft und forderte diese auf, wieder aktiver und politi-

scher zu werden. Ein für ihn zentrales Anliegen besteht darin, dass 

jeder die Möglichkeit haben müsse, das C1-Sprachniveau zu errei-

chen.  

 

Gabriele Molzberger, Professorin für Erziehungswissenschaft mit dem Schwerpunkt Berufs- 

und Weiterbildung an der BUW betonte noch einmal die Notwendigkeit, dass sich Lehrin-

halte verändern müssen. Die Universität als Weiterbildungsträgerin solle als offene (geöff-

nete) Universität dienen und Bildung nicht alleine dem sozialen Aufstieg gelten. Vielmehr 
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solle die Universität ein Ort werden, an dem Wissen zusammenkommt und neue Bil-

dungsformate entwickelt werden.   

 

Auch Astrid Messerschmidt, ebenfalls Professorin für Erziehungswissenschaft an der BUW 

mit dem Schwerpunkt Geschlecht und Diversität, äußerte die Notwendigkeit des institutio-

nellen Wandels. Trotz zahlreicher historischer Belege der seit 300 Jahren bestehenden Ein-

wanderung im Wuppertaler Stadtgebiet sei die migrationsgesellschaftliche Wirklichkeit noch 

nicht hinreichend in das institutionelle Selbstbild und insbesondere in die universitäre Lehr-

und Forschungspraxis einbezogen worden. Den Grund sieht sie primär darin, dass man sich 

zu lange dagegen gewehrt habe, weil man hoffte, dass alles nur ein „Albtraum“ sei, aus dem 

man bald wieder aufwache. Messerschmidt fordert auf, wieder stärker die politische Diskus-

sion zu suchen, sowie Flüchtlinge nicht nach ihrer Hilfsbedürftigkeit einzustufen, sondern 

ihre Interessen und Bedürfnisse zu erfragen und die Praxis in den unterschiedlichen instituti-

onellen und gesellschaftlichen Kontexten daran auszurichten.  
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4.) Fazit und Ausblick 

Zum Tag des Flüchtlings am 20.06.2017 fragte Pro Asyl, „ob die Mehrheit in Deutschland tat-

sächlich so abwehrend eingestellt ist. Noch nie sind so viele Menschen für den Schutz von 

Flüchtlingen eingetreten. Doch ihre Erwartungen an eine Politik, die auf Humanität, rationa-

len Argumenten und Menschenrechten basiert, werden ignoriert.“ (Pro Asyl Info, Juni 2017) 

Die Stimmen derer, die solche Erwartungen an die Politik teilen, sollte unser Workshop stär-

ken, auch weil wir überzeugt sind, dass diese Stimmen an der Universität und in der Stadt 

vielfach vorhanden sind, aber nicht immer gehört werden, vielleicht auch, weil sie etwas 

leiser sind als die Stimmen derer, die mit Grenzschließungen einen antiglobalen Nationalis-

mus propagieren. Möglicherweise kann die aktuelle Situation nach der fluchtbedingten Ein-

wanderung als ein Katalysator für die deutsche Migrationsgesellschaft wirken, nachdem 

Deutschland sich solange einer Anerkennung der tatsächlichen Einwanderung verweigert hat 

und genau deshalb jetzt so vieles nachzuholen ist. Zu dieser nachholenden Entwicklung und 

Bewusstseinsbildung können sowohl die Universität wie die städtischen Institutionen beitra-

gen. Dazu wäre auch das einseitige mediale Bild einer migrationsfeindlichen Öffentlichkeit in 

Frage zu stellen. Zu großen Teilen der Stadt Wuppertal passt dieses Bild jedenfalls nicht. 

Auch die Fixierung auf Integrationsmaßnahmen folgt noch viel zu sehr einem paternalisti-

schen Prinzip. Zukunftsweisend sind demgegenüber Konzepte der Migrationspolitik, die den 

Bürgerstatus zusichern und für die entsprechenden Ressourcen sorgen, damit Geflüchtete 

ihr Leben selbst organisieren können. Auf dem Symposium der NGO medico international 

mit dem Thema „Zuflucht, Vielfalt, Solidarität“ vom 8./9. Juni 2017 wurde dazu aufgerufen, 

Schluss zu machen mit dem „Stress der Integration“ und statt Leitkultur zu verordnen, für 

die Bürgerrechte aller Angekommenen einzutreten.4 Eine solche Perspektive kann dazu bei-

tragen, den abwertenden und missachtenden Sichtweisen auf Geflüchtete die aktive Aner-

kennung ihrer Gleichwertigkeit entgegenzusetzen. 

Die Beteiligten auf dem Podium waren sich einig, dass die Art und Weise, wie über Flucht 

und Migration gesprochen wird, wesentlichen Einfluss auf die politische Praxis hat. Hier se-

hen die Lehrenden der Erziehungswissenschaft einen Teil ihrer Verantwortung, mitzuwirken 

gegen die populär gewordenen Angstbehauptungen und zu einer differenzierten Sicht auf 

Migrationsmotive beizutragen. Wissensvermittlung muss mit Reflexivität einhergehen, um 

                                                           
4 medico rundschreiben 02/17, S. 37. 
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gesellschaftliche Selbstbilder zu hinterfragen und nicht in den Mustern von „Wir und Die“ 

steckenzubleiben. Bildungspolitik, Erziehungswissenschaft und Soziale Arbeit haben für eine 

migrationsgesellschaftliche Bewusstseinsbildung einzutreten, damit die historischen, öko-

nomischen, rechtlichen, politischen und sozialen Hintergründe, Zusammenhänge und Folgen 

von globaler Ungleichheit und Gewalt zum Gegenstand von Erziehung und Bildung werden. 

Die Reaktionen auf fluchtbedingte Einwanderung müssen über bloße Hilfsmaßnahmen hin-

ausgehen und die unhintergehbaren Rechte aller Menschen betonen und stärken. Zwischen 

Stadt und Universität gab es auf dem Podium viele Resonanzen und Anknüpfungspunkte. 

Das gegenseitige Interesse war spürbar und bot einen Ausgangspunkt für weiteren Aus-

tausch und Kooperation. Weiterhin wurde insbesondere an der großen studentischen Betei-

ligung beim Workshop deutlich, dass die Studierenden der Erziehungswissenschaft sich 

selbst in einer Beziehung zu Fluchtursachen und den Auswirkungen globaler Migrationsphä-

nomene sehen. Viele nutzten die Gelegenheit, um sich zu informieren, neue Denkanstöße zu 

bekommen und mitzudiskutieren. Einige bringen zudem eigene Erfahrungen aus der Arbeit 

mit Geflüchteten mit und engagieren sich für deren Anliegen, die verbunden sind mit den 

eigenen Anliegen und Erwartungen an eine Gesellschaft und eine Universität, die ihre Ver-

antwortung realisiert. 
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